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Frühfranzõsisch ist passé 
Thurgauer Primarschüler sollen nicht mehr Franzosisch lernen müssen. Der Grosse Rat verbannt das Frühfranzosisch 
entgegen dem Willen des Regierungsrats an die Oberstufe. Die Kinder seien überfordert und der Nutzen zu klein. 

SILVAN MEILE 

FRAUENFELD. Der Grosse Rat hat 
sich am Mittwoch nach einer 
engagiert geführten Debatte für 
die Streichung des obligatori­
schen Franzõsischunterrichts an 
den Primarschulen ausgespro­
chen. Mit 71 zu 49 Stimmen er­
klãrte eine deutliche Mehrheit 
der Kantonsrãte die Motion 
«Franzõsisch erst auf der Sekun­
darstufe>> für erheblich. Damit 
erteilten sie - trotz formeller Be­
denken- dem Regierungsrat d en 
Auftrag, eine entsprechende Bot­
schaft auszuarbeiten. 

Regierungsrãtin Monika Knill 
warnte vor einer <<isolierten>> 
Lõsung des Thurgaus in dieser 
Diskussion, die in mehreren 
Deutschschweizer Kantonen 
ebenfalls geführt wird. Sie schlug 
eine individuelle Abwahlmõg­
lichkeit des Frühfranzõsisch für 
überforderte Primarschüler vor. 
Do eh Knill rief vergeblich zur Ab­
lehnung der Motion auf. 

Geht es nach dem Willen der 
Motionãre, verschwindet somit 
das ab der fünften Klasse unter­
richtete Franzõsisch spãtestens 
mit der Einführung des Lehr­
plans 21 vom obligatorischen 
Stundenplan der Thurgauer Mit­
telstufe. Nur noch als Freifach 
kõnnte sich der Franzõsischun­
terricht im Primarschulzimmer 
halten. Der Englischunterricht 
ab der dritten Klasse bleibt un­
bestritten. 

Welt- oder Landessprache? 

Der Franzõsischunterricht an 
den Primarschulen gehe zulas­
ten wichtiger schulischer Grund­
lagen und überfordere viele 
Schüler, sagte Hanspeter Gan­
tenbein (SVP, Wuppenau). Er 
vertrat als Redner die sechs Mo­
tionãre, die ihren Vorstoss be­
reits im Februar 2013 einreich­
ten. Von der regierungsrãtlichen 
Beantwortung der Motion zeigte 
sich Gantenbein enttãuscht. Er­
gebnisse aus Forschungen und 
Umfragen, die gegen Frühfran­
zõsisch sprechen, blende d er Be­
richt konsequent aus. Parteikol­
lege und Mitrnotionãr Urs 
Schrepfer (SVP, Busswil) bemãn-
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SVP-Kantonsrat Hanspeter Gantenbein vertrat als Redner die sechs Motionare gegen das Frühfranz6sisch. 

gelte die fehlenden Vorschlãge 
zur Umsetzung des Anliegens. 
Von der SVP konnte die Motion 
auf enorme Unterstützung zãh­
len. 

<<Englisch ist die internatio­
nale Sprache, nicht Franzõ­
sisch>>, sagte Hanspeter Ganten­
bein schliesslich. In diesem 
Punkt widersprach ihm am Mitt­
woch an der Parlamentssitzung 
in Frauenfeld niemand. Dass 
aber die Landessprache Franzõ­
sisch von der fünften Klasse zu-

rück in die Sekundarschule ver­
bannt wird, stõrte vor allem die 
Sozialdemokraten, die sich 
grossmehrheitlich gegen die Mo­
tian stellten. <<Das ist ein Affront 
gegen die Romandie>>, sagte Re­
nate Bruggmann (SP, Kradolf). 
Nur weil eine Minderheit der 
Kinder mit Frühfranzõsisch 
überfordert sei, müsse es nicht 
abgeschafft werden. 

Unterstützung bekam die SP 
von der BDP. <<Wo bleibt der viel­
beschworene Zusammenhalt 

der Schweiz?>>, fragte Roland A. 
Huber (BDP, Frauenfeld). Mit der 
expliziten Zurückstufung des 
Franzõsischunterrichts provo­
ziere die Motion und sende ein 
falsches Signal ins Land. 

Auch der Bischofszellerin He­
len Jordi, EDU /EVP-Sprecherin, 
lag die Landessprache am Her­
zen. Sie sprach sich im Namen 
ihrer Fraktion aufgrund d er gros­
sen Bedeutung der englischen 
Sprache trotzdem für die Motion 
aus. 

Motion Bedenken über Rechtmãssigkeit des Vorstosses 

Verschiedene Politiker aussern 

rechtliche Bedenken. <<Diese 

Motion verletzt die Gewalten­

trennung massiv», sagte Ulrich 

Müller, CVP Weinfelden. Und 

Christan Koch, SP Matzingen, 

merkte an: «Wir kippen ei nen 

Volksentscheid, ohne uns an die 

eigenen Gesetze zu halten.>> 

Bereits der Regierungsrat halt in 

seiner Antwort fest, eine Motion 

konne ei ne Verfassungsvorschrift 

oder ei n Gesetz betreffen. 

Diese Voraussetzung sei aber 

hier nicht erfüllt, da der Fremd­

sprachenunterricht auf dem 

Gesamtsprachenkonzept TG 

basiere. (sme.) 

Die FDP lehnte die Motion aus 
formellen Gründen ab. Teile sei­
ner Partei hãtten aber durchaus 
Sympathien mit den Anliegen 
der Motionãre, sagte Walter 
Schõnholzer (FDP, Neukirch an 
der Thur). Seine Parteikollegin 
Kristiane Vietze (FDP, Frauen­
feld) stellte ihrerseits besorgt 
fest, dass das Niveau des Schul­
unterrichts tendenziell den 
schwãcheren Schülern ange­
passt werde. 

Eine grossmehrheitliche Be­
fürwortung erfuhr die Motion 
von der CVP/GLP-Fraktion. 
Hauptsãchlich aufgrund über­
forderter Schüler, wie Christa 
Kaufrnann (CVP, Bichelsee) er­
lãuterte. Die Grünen stellten sich 
sogar einstimmig gegen den ob­
ligatorischen Franzõsischunter­
richts an der Primarschule. Auf­
wand und Ertrag stünden in 
einem «krassen Missverhãltnis», 
sagte Josef Brãgger (GP, Amris­
wil). 

Gegen Volksentscheid von 2006 

Verschiedene Thurgauer Poli­
tiker leiteten aus aktuellem An­
lass ihr Votum mit einer franzõsi­
schen Phrase ein. Passend wãre 
auch italienisch gewesen. Denn 
nicht etwa welsche Medien­
schaffende, sondern die Fern­
seh- wie auch die Radiostation 
aus dem Tessin (RSI) verfolgten 
die Thurgauer Debatte für ihre 
Nachrichtensendungen. 

Mit der wortgetreuen Umset­
zung der Motion «Franzõsisch 
erst auf der Sekundarstufe>> ent­
ziehe der Thurgau vielen Schü­
lern eine Bildungschance, sagte 
Regierungsrãtin Monika Knill. 
Mit dem Fokus auf überforder­
ten Schülern müssten nun leis­
tungsstarke Kinder über die 
Klinge springen. Dieser Ent­
scheid drohe den Thurgau zu 
einer Insel in der Bildungsland­
schaft werden zu lassen. 

Im Jahr 2006 sprachen sich di e 
Thurgauer an der Urne knapp 
für zwei Fremdsprachen an der 
Primarschule aus. Damit bestã­
tigten sie einen schweizweiten 
Kompromiss, nebst Englisch 
auch eine Landessprache an den 
Primarschulen zu unterrichten. 

Bundesrat Berset wartet mit Intervention ab 
CHRISTOF WIDMER 

FRAUENFELD. Enttãuscht über 
den Entscheid des Grossen Rats 
reagierte gestern Christoph Ey­
mann, Prãsident der Erzie­
hungsdirektorenkonferenz 
(EDK). «<ch bedaure das>>, sagte 
der Erziehungsdirektor des Kan­
tons Base! Stadt. Er respektiere 
aber die Souverãnitãt der Kan­
tane. Aus seiner Sicht gebe es am 
seit 2004 bestehenden Fremd­
sprachenkompromiss nichts zu 
ãndern. Damals beschloss die 
EDK, dass Primarschüler eine 
Landessprache und Englisch !er­
nen müssen - die erste Sprache 
ab der dritten, die zweite ab der 
fünften Klasse. Kan to ne nahe der 
Sprachgrenze setzen auf Franzõ­
sisch als erste Fremdsprache, Uri 
aufitalienisch, die anderen Kan­
torre auf Englisch. 

«Welschland reagiert sensibel» 

«Ich sehe den Grund nicht, 
daran etwas zu ãndern», sagt 
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Christoph Eymann 

Prasident Erziehungsdirektoren­

konferenz 

Eymann. Er kõnne den Eindruck, 
dass die Primarschüler mit zwei 
Fremdsprachen überfordert sei­
en, nicht teilen. Zudem gehe es 
nicht nur um pãdagogische Fra­
gen, sondern auch um den Zu­
sammenhalt der Schweiz. «Das 
Welschland reagiert sensibel», 
sagt Eymann. 

D er Thurgau ist de r erste Kan­
ton, der ausdrücklich auf Fran­
zõsisch an der Primarschule ver­
zichten will. Das Schaffhauser 
Kantonsparlament hat aber 

ebenfalls einen Vorstoss über­
wiesen, wonach die Primarschü­
ler nur eine Fremdsprache !er­
nen sollen - welche bleibt offen. 
Noch in weiteren Kantonen sind 
Vorstõsse gegen zwei Fremd­
sprachen an der Primarschule 
hãngig. 

Für Konferenz traktandiert 

Auch EDK-Prãsident Eymann 
stellt eine «Tendenz der Kan to ne 
in diese Richtung>> fest. «Wenn 
noch weitere Kantone einen sol­
chen Entscheid fàllen, sind Pro­
bleme absehbar>>, sagt er. Sein 
Ziel ist es, einen Flickenteppich 
zu verhindern. «Wir wollen das 
in der EDK unaufgeregt ange­
hem>, sagt er. 

Im September soll es an der 
Erziehungsdirektorenkonferenz 
eine Informationsdiskussion ge­
ben. Die Versammlung der Er­
ziehungsdirektoren im Oktober 
werde sich dann schwerpunkt­
mãssig mit den Fremdsprachen 
an der Primarschule beschãfti-
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Alain Berset 

Bundesrat, Eidgenossisches 

Departement des lnnern 

gen, kündigt EDK-Prãsident Ey­
mann an. 

Dabei will Eymann auch eine 
Konfrontation der Kantone mit 
dem Bund vermeiden. Bundes­
rat Alain Berset hat bereits im 
Mãrz angekündigt, dass für ihn 
die Abschaffung des Franzõ­
sischunterrichts an Deutsch­
schweizer Primarschulen keine 
Option ist. Notfalls will er das 
Frühfranzõsisch per Bundesge­
setz durchsetzen. «Das wollen 
wir verhindern», sagt Eymann. 

Die Kantone sollen das Problem 
selber lõsen. «Bundesrat Berset 
hat aber aufgezeigt, was passie­
ren kõnnte», sagt Eymann. 

SP: Berset rnuss handeln 

Die SP Thurgau fordert Berset 
bereits zum Handeln auf, wie 
sie gestern in einem Communi­
qué mitteilte. Der Innenminister 
sieht den Zeitpunkt zur Inter­
vention aber noch nicht gekom­
men, wie gestern in seinem De­
partement zu erfahren war. Ber­
set verfolge die Entwicklung auf­
merksam, sagt seine Sprecherin 
Nicole Lamon. Der Thurgauer 
Grosse Rat habe nun eine Mo­
tian überwiesen. Es gebe noch 
keinen definitiven Entscheid. 
Nãchstes Jahr ziehen die Kan­
tane Bilanz, danach entscheide 
der Bundesrat über allfàllige 
Massnahmen, sagt Lamon. 

SVP-Nationalrãtin Verena Her­
zog, als ehemalige Kantonsrãtin 
Miturheberin der Motion, kün­
digt an, dass sie eine Einmi-
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Kompromiss 
muss flexibler 
werden 

D 
er Thurgau verabschie­
det sich aus dem 
Fremdsprachenkom­

promiss für die Primarschulen. 
Dieser besagt, dass Primarschü­
ler eine zweite Landessprache 
und Englisch lernen müssen. 
Die eine Fremdsprache ab der 
dritten, die andere ab der fünf­
ten Klasse. Nach dem Willen des 
Grossen Rats sollen Thurgauer 
Primarschüler aber nur noch 
Englisch lernen müssen. 

Der Thurgau muss sich damit 
nicht zwingend in der Deutsch­
schweiz isolieren. Der Entscheid 
kõnnte auch ein Signal für 
andere Kan to ne sein, wo ãhnli­
che Vorstõsse hãngig sind. 

Aufgabe d er Thurgauer Erzie­
hungsdirektorin Monika Knill ist 
nun, bei ihren Kolleginnen und 
Kollegen in den anderen Kan to­
nen auf eine Anpassung des 
Sprachenkompromisses zu 
drãngen. Denkbar wãre eine 
Flexibilisierung: Nicht mehr die 
Schulstufe, wo der Franzõsisch­
unterricht beginnt, wãre ent­
scheidend, sondern die Fãhig­
keiten der Jugendlichen nach 
der dritten Sekundarschule. Wo 
kein Franzõsisch in der Primar­
schule unterrichtet wird, muss 
es umso intensiver an der 
Sekundarschule vermittelt wer­
den. Hier sind die Gegner des 
Frühfranzõsisch im Thurgau in 
die Pflicht zu nehmen. Sie müs­
sen jetzt Hand bieten für mehr 
Franzõsischstunden an der 
Sekundarschule. 

Zu hinterfragen ist der von 
den Frühfranzõsisch-Gegnern 
propagierte freiwillige Franzõ­
sischunterricht an der Primar­
schule. Wer ihn besucht, wird 
Franzõsisch besser beherrschen 
als die anderen. Das kõnnte bei 
der Berufswahl matchentschei­
dend sein. Damit würden Kin­
der bereits am Ende der vierten 
Klasse vor die Wahl gestellt, wel­
chen Weg sie einschlagen wol­
len. Das kann nicht im Sinn 
jener sein, die sie vor Überfor­
derung bewahren wollen. 

Christof Widmer 

christof.widmer@ thurgauerze'1tung.ch 

schung Bersets in den Fremd­
sprachenunterricht bekãmpfen 
werde. «Die Volksschule ist Sa­
che der Kantone.» Ziel müsse es 
sein, dass die Jugendlichen nach 
der Sekundarschule Deutsch 
und Franzõsisch besser beherr­
schen. Das sei besser mõglich, 
wenn die Franzõsischstunden an 
der Primarschule abgeschafft 
und dafür der Unterricht an der 
Sekundarschule intensiviert 
werde. 
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